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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren,

erstmal möchte ich mich bei Ihnen für die Gelegenheit bedanken, in Ihrem Gremium  zum Stellenplan 2010 Stellung zu nehmen.

Ein positives Aushängeschild für den LVR sind seine hervorragenden Aktivitäten im Kultur- und Umweltbereich. Es wurden neue Aktivitäten in Angriff genommen. Dies soll fast immer personalneutral geschehen.

In vielen Bereichen führt dies zu übermäßiger Mehrarbeit und zum Auspowern der Kolleginnen und Kollegen. Besonders sollte hier darauf geachtet werden, dass auch eine Basisversorgung durch hausmeisterliche Tätigkeiten sichergestellt ist.  Wenn die Basisversorgung im technischen Bereich nicht stimmt, entsteht Unzufriedenheit , weil die Aufgaben nur unzureichend oder verspätet erledigt werden können. 
Die Vorgabe, die abgeschlossenen Tariferhöhungen von 2010 im Personalhaushalt kostenneutral aufzufangen, ist ein Mehr an Arbeitsverdichtung und Verschlankung der Arbeitsabläufe nicht mehr zu schultern. Hier muss aus unserer Sicht deutlich gemacht werden welche Leistungen in Zukunft so nicht mehr erbracht werden können.

An dieser Stelle wollen wir, wie auch in den vergangenen Jahren die Gelegenheit wahrnehmen, Sie auf  Personalprobleme hinzuweisen, die nicht unmittelbar mit dem Stellenplan zu tun haben.
Für die etwa 700 Kolleginnen und Kollegen in den 40 Förderschulen und dem Internat des LVR ist das Thema  „Inklusion“ ein wichtiges Thema da es stark ihre berufliche Identität berührt. Sie möchten zeitnah inhaltlich über die Aktivitäten des LVR zu diesem Thema informiert werden. Sie wollen in die Überlegungen und Planungen zum Thema Inklusion mit einbezogen werden. Das Fernhalten von Informationen und Nichtbeteiligen führt zu Verunsicherung und Sorge um die Zukunft ihrer Arbeitsplätze in den LVR-Förderschulen.
Seid einiger Zeit sehen die Personalräte mit immer größer Sorge die Tendenz, das unternehmerische Risiko durch Abschluss von Zeitverträgen auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abzuwälzen. In besonderer Weise scheinen hier die Einrichtungen des LVR betroffen zu sein.

Zur Verdeutlichung sei hier ein Beispiel aus einer unserer LVR-Kliniken aufgezeigt: Einstellungsmonat mit einem Zeitvertrag August 2000. Der Vertrag wird in Zeitabschnitten von einem halben Jahr und einem Jahr immer wieder verlängert. Die letzte Verlängerung geht bis Oktober 2010. Die Befristungen werden mit § 14 Abs.2 Teilzeitbefristungsgesetz begründet.
Für die Betroffenen bedeutet dies 10 Jahre Unsicherheit in der Lebensplanung bezüglich Familiengründung, keine Kreditwürdigkeit für Haus- oder Wohnungskauf usw..
Hier wird das unternehmerische Risiko minimiert auf Kosten des Zukunftsrisikos neuer Beschäftigter. Dies mag betriebswirtschaftlich sinnvoll sein, es ist volkswirtschaftlich bedenklich und gesellschaftspolitisch eine Katastrophe. Die Personalräte mahnen hier mehr Augenmaß an damit vor allem junge Menschen etwas sicherer ihre Zukunft planen können.

Es ist in den letzten Jahren, vor allem den Kliniken, ein verstärkter Handlungs- und Entscheidungsspielraum den Verantwortlichen vor Ort eingeräumt worden.

Dies gilt nicht für die Personalräte.

In der Beurteilung des neuen LPVG durch unsere Verwaltung wird mit der Fiktion der einheitlichen Behörde jeder Wechsel von einer Klinik in ein HPH oder in ein Jugendheim, eine Förderschule, zur Zentralverwaltung,

in den Kulturbereich oder zum Landessozialamt zu einer mitbestimmungsfreien Umsetzung, da es ja laut Definition beim LVR keine Versetzungen mehr gibt. Lediglich nach den Bestimmungen des Beamtenrechts ist bei einer Entfernung von mehr als 30 km zwischen Wohn- und Arbeitsort ein Mitspracherecht gegeben. Es ist für viele Kolleginnen und Kollegen nicht fassbar, dass sie z. B. aus ihrer Klinik in ein HPH oder eine Förderschule versetzt werden können ohne dass ihre gewählten Personalräte hier ein Mitbestimmungsrecht haben. Es sieht so aus, dass parallel zur Stärkung der örtlichen Entscheidungsebene die kollektiven Schutzbestimmungen geschwächt werden.

Mitarbeiterorientierung sieht anders aus.

Der Widerspruch zwischen der allzeit propagierten Mitarbeiterorientierung und der zusätzlichen Schwächung der rechtlichen Positionen der Kolleginnen und Kollegen verringert aus unserer Sicht die Bindung der Beschäftigten an den LVR.        

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich hoffe, ich konnte Ihnen verdeutlichen, welche Schwerpunkte sich aus Sicht des LVR-Gesamtpersonalrates ergeben.

Ich bedanke mich im Namen des GPR für die Einladung und stehe natürlich auch für Fragen zur Verfügung.

Harry Lauber (es gilt das gesprochene Wort)
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